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Vorwort

Lieber Leser, liebe Freunde von Unkel,

auch Unkel nimmt Teil an der jüngeren deutschen Geschichte. Der Ge-
schichtsverein Unkel sieht sich darum in der Pflicht, auch dazu Veranstal-
tungen zu organisieren und darüber zu berichten, wie es in dieser Schrift 
geschieht.

Man würde es nicht vermuten, aber auch in Unkel war die STASI aus der 
DDR aktiv. Sogar über Unkeler Bürger gibt es Stasi-Akten.

Karl Hafen, in Unkel aufgewachsen und momentan in Frankfurt lebend,  
ist zu DDR-Zeiten wegen seiner Arbeit für die Internationale Gesellschaft 
für Menschenrechte (IGFM) als Staatsfeind der DDR eingestuft und des-
halb viele Jahre von der Stasi bespitzelt worden. Um ihn in ihre Netze fan-
gen zu können, wurden die Bespitzelungen bis nach Karl Hafens Unkeler 
Umfeld ausgedehnt. Aus den betreffenden Akten ist ersichtlich, dass viele 
Anwohner aus der Umgebung seiner früheren Wohnung am Rheinbüchel 
ins Visier der Stasi genommen worden sind.

Karl Hafen hat am Donnerstag, dem 18. Oktober 2012, in seinem Vortrag 
beim Geschichtsverein Unkel eindringlich geschildert, wie die Stasi bei ihm 
als Staatsfeind vorgegangen ist und was das für ihn persönlich bedeutete.

Ich freue mich, dass er bereit war, seinen Vortrag auch als Text zur Veröf-
fentlichung in unserer Schriftenreihe zur Unkeler Geschichte freizugeben.

Prof. Dr. Ing. Piet H. L. Bovy	  
1. Vorsitzender des Geschichtsvereins Unkel 
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„Die Stasi war auch in Unkel aktiv“
Vor zwei Jahren habe ich Einsicht in meine Stasi-Akten genommen und es 

war auch 21 Jahre nach der Wiedervereinigung ein extrem beeindruckendes 
Erlebnis. Ca. 19.000 Seiten lagen im Lesesaal in Berlin in 20 Ordnern, in 
denen mein Name im Zusammenhang mit Bespitzelungen vermerkt war.

Damit das, worüber ich heute referiere, nicht nebulös bleibt, muss ich 
Sie darüber aufklären, was ich in den letzten 34 Jahren getan habe. Ich ar-
beite seit 1978 bei der Internationalen Gesellschaft für Menschenrechte in 
Frankfurt/Main. Unsere Organisation, die IGFM, hatte sich damals auf  die 
Staaten hinter dem Eisernen Vorhang konzentriert.

Erlauben Sie mir, dass ich diese Zeit ein wenig in die Erinnerung zurück-
hole.

Jedem, der heute über 30-35 Jahre alt ist, sind Mauer und Stacheldraht und 
der Schießbefehl noch in Erinnerung. Der Besuch der Glienicker Brücke 
und der Aussichtsplattform an der Bernauer Straße waren jahrelang obliga-
torische Bestandteile von Schülerreisen nach West-Berlin. Die Einsperrung 
war offensichtlich. Dass es an der Mauer und an der Innerdeutschen Gren-
ze immer wieder Tote gab, wusste man. Auch, dass die Bundesregierung po-
litische Gefangene freikaufte, wusste man. Wenn man aber jemanden fragte, 
wie die politische Justiz ablief  und wer dahinter steckte, so wissen nur noch 
wenige die richtigen Antworten zu geben.

Die politische Justiz in der DDR arbeitete im Geheimen. Gerichtsver-
handlungen waren der Öffentlichkeit nicht zugänglich, Anklageschriften 
und Urteilsbegründungen verschwanden in Panzerschränken, Anwälte hat-
ten Schweigepflicht.  Keine internationale humanitäre Organisation, wie z.B. 
das Internationale Rote Kreuz, durfte die Untersuchungshaftanstalten oder 
den Strafvollzug in Augenschein nehmen. Die Medien der DDR schwiegen 
beharrlich darüber.

Wurde man wegen eines Verbrechens – sagen wir mal nach einer Schläge-
rei – verhaftet, dann kam die Volkspolizei mit einem Haftbefehl und darauf  
stand: zu verhaften wegen Körperverletzung. Eine Verhaftung aus politi-
schen Gründen geschah indes ohne konkrete Angabe von Gründen. Ob 
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im Betrieb oder zu Hause, stets kamen zivil gekleidete Angehörige des Mi-
nisteriums für Staatssicherheit (MfS) – meist zu dritt oder viert – peinlich 
darauf  bedacht, kein Aufsehen in der Öffentlichkeit zu erregen. Sie erklär-
ten, dass man „zur Klärung eines Sachverhalts“ mitkommen müsse. Sofort 
nach Eintreffen des Festgenommenen begann das erste Verhör, das bis zu 
einem Zeitraum von zwölf  Stunden dauern konnte. Oft erfolgte auf  dieses 
erste Dauerverhör nach einer Ruhepause von ca. vier Stunden ein zweites 
Verhör gleicher Länge und Intensität. Dabei nutzten die psychologisch gut 
geschulten Vernehmer des Ministeriums für Staatssicherheit die Schreck- 
und Verwirrungsphase der Festgenommenen. Versprechungen und Dro-
hungen waren die Mittel, um schnell zu belastenden Aussagen zu kommen. 
Die in dieser Phase gemachten Aussagen wurden später dazu genutzt, den 
Beschuldigten in Widersprüche zu verwickeln.  Die Vorführung zum Haft-
richter, der dann den Haftbefehl verlas, erfolgte nach drei oder vier Tagen. 

Die politische Justiz basierte auf  eigenen Gesetzen. In einigen sozialis-
tischen Staaten wie z.B. in Kuba, Vietnam und China gibt es heute noch 
solche und vor allem ähnlichlautende Gesetze wie Landesverräterische 
Nachrichtenübermittlung, Staatsfeindliche Hetze, Ungesetzliche Verbin-
dungsaufnahme und ähnliche.

§ 99 Landesverräterische Nachrichtenübermittlung – Sammlung und 
Weitergabe von nicht der Geheimhaltung unterliegende Nachrichten  – 
Strafmaß 2 bis 12 Jahre Haft.

§ 106 Staatsfeindliche Hetze – Diskriminierung der gesellschaftlichen 
Verhältnisse, Repräsentanten oder andere Bürger wegen deren staatlicher 
oder gesellschaftlicher Tätigkeit. (Und dazu gehört dann auch ein Hinweis auf  
Organisationen wie unsere:) Wer zur Durchführung des Verbrechens mit 
Organisationen, Einrichtungen oder Personen zusammenwirkt, deren 
Tätigkeit gegen die Deutsche Demokratische Republik gerichtet ist, … 
wird mit Freiheitsstrafe von zwei bis zehn Jahren bestraft.

§ 213 Ungesetzlicher Grenzübertritt – zunächst 2 Jahre, Wiederholungs-
täter bis 8 Jahre.

§ 219 Ungesetzliche Verbindungsaufnahme – ähnlich wie § 106 – Straf-
maß bis 5 Jahre.
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Das soll an dieser Stelle reichen. Wer zu dem Kreis derjenigen gehörte, 
auf  den diese Gesetze Anwendung finden könnten oder bereits gefunden 
hatten, lag vom Profil her im Aufgabenbereich der IGFM.

Zu den Maßnahmen, die im Namen der politischen Justiz getroffen wur-
den, gehörte nicht nur Haft, sondern auch die Herabstufung im Betrieb, die 
Aberkennung von Diplomen und Patenten (was heute, wo die meisten im 
oder kurz vor dem Rentenalter stehen, erhebliche Auswirkungen auf  ihre 
Rente hat), besonders aber die Einmischung in familiäre Angelegenheiten. 
Die in meinen Augen ungerechteste und gemeinste Form, um politische 
Gegner oder politisch Untreue in die Knie zu zwingen, war die Wegnahme 
der Kinder und Freigabe zur Adoption an linientreue Systemgänger ohne 
Wissen und ohne Zustimmung der leiblichen Eltern – die Zwangsadopti-
onen.

Als Menschenrechtsorganisation sehen wir es als unsere Aufgabe an, 
Beschwerden über solcherlei Missständen nachzugehen, sie aufzudecken, 
zu dokumentieren und mit einem Forderungskatalog zur Abstellung der 
Missstände zu versehen. Geht die angesprochene Regierung nicht darauf  
ein, gehen wir an die Öffentlichkeit bzw. wir stellen Öffentlichkeit her und 
bedienen uns dabei verschiedener Ebenen: vom einfachen Flugblatt, einer 
Pressemitteilung oder einer Zeitungsanzeige bis hin zu einer Beschwerde 
vor den Vereinten Nationen. Weitere Mittel sind der Informationsstand, die 
Demonstration bis hin zum Hungerstreik durch Angehörige von Opfern 
oder mit ehemaligen politischen Gefangenen.

Wir klagen nicht pauschal an, sondern wir klagen an, indem wir das 
Schicksal eines Menschen sehr detailliert beschreiben und die Herstellung 
und Achtung seiner Rechte fordern. Wir legen eine Akte an und verfol-
gen den Werdegang des Falles. Und wenn es viele gleiche dieser Schicksa-
le gibt, dann stellen wir sie als Dokumentation zusammen und übergeben 
sie mit einer Resolution versehen in die Hände der Politik. Die Staaten- 
und Weltgemeinschaft hat uns dafür Instrumente zur Verfügung gestellt, 
die wir nutzen können: Im Kleinen – in Deutschland wäre das je nachdem 
der Petitionsausschuss oder der Menschenrechtsausschuss des Deutschen 
Bundestages – bis hin zum Europäischen Menschenrechtsgerichtshof  oder 
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dem Menschenrechtsausschuss oder anderer Fachausschüsse der Vereinten 
Nationen. Und ebenso üblich ist, dass wir Politiker, die Länder bereisen, in 
denen die Menschenrechte verletzt werden, bitten, sich für ganz bestimmte 
namentlich genannte Personen einzusetzen.

Mit dem Einsatz in der DDR hatte es in Deutschland seine Besonder-
heit: Amnesty International hatte die Regel, Menschenrechtsverletzungen 
im eigenen Land nicht zu bearbeiten. Für politische Gefangene in der DDR 
setzte sich daher nicht die deutsche Sektion von AI ein, sondern Sektio-
nen in anderen Ländern. Die Staatssicherheit wusste in Band 20 der über 
uns geführten Akten zu berichten: „Die IGFM unterhält ständige Verbindungen  
zu Einzelpersonen und Gruppen von Amnesty International in Kanada, Australien, 
Frankreich, Holland, Belgien, Dänemark, Schweiz, Norwegen und Schweden. …“ 
Ihr Problem war die deutsche Sprache. Deutsche Gesetzestexte sind per se 
nicht leicht, aber die Sprache der DDR-Gesetze, der Verordnungen und vor 
allem der Stasi-spezifischen Anordnungen umso schwerer. Die sogenannte 
Fallbetreuung konnte kaum durch unmittelbare Betreuung, sondern meist 
nur über Umwege erfolgen, z.B. über uns, und wir halfen dann. Für die 
DDR-Bürger, die als Fremdsprache Russisch statt Englisch als erste Fremd-
sprache in der Schule lernten, war es in er Regel nicht möglich, im Ausland 
um Hilfe zu bitten, und das war auch einer der Hauptgründe dafür, dass die 
IGFM auf  dem Gebiet der DDR-Fallbetreuung führend war. – In unseren 
Archiven warten jetzt 22.000 Einzelfall-Akten auf  die Digitalisierung zum 
Zwecke der Forschung.

Die IGFM wurde wegen dieser Tätigkeit als „Feindorganisation“ einge-
stuft. Erstmals ist das der IGFM aus einem Brief  von DDR-Minister Mielke 
bekannt, in dem der Auftrag erteilt wurde, dass „alle operativen Diensteinheiten 
in ihrem jeweiligen Verantwortungsbereich den Aktivitäten der GfM und den auf  die-
se zurückzuführenden Erscheinungen und Auswirkungen in der DDR die notwendige 
Aufmerksamkeit zu schenken und durch geeignete Informationstätigkeit zur Bekämp-
fung der GfM beizutragen“ hatten (17.9.1975, BStU, ZA, Dokument 102075). 
Wir erfuhren davon übrigens durch einen Artikel in der Wochenzeitung 
„Der Spiegel“. Was das bedeutete, wussten wir damals allerdings nicht.
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1977 hatten wir sechs Fälle von Zwangsadoptionen veröffentlicht und da-
mit in ein Wespennest mit nicht vorhersehbaren Folgen gestochen. Denn 
nun wurde aus dem Auftrag ein Befehl. Und ein Befehl hatte Folgen. Es 
mussten Maßnahmepläne – dort Operativpläne genannt – erarbeitet wer-
den, die jährlich präzisiert wurden. Und dieser Auftrag lautete: „Herausar-
beitung von politisch-operativen Hinweisen und Ansatzpunkten für die Durchführung 
von offensiven Maßnahmen zur Störung, Verunsicherung, Lähmung bis hin zur Liqui-
dierung feindlicher Kräfte im Operationsgebiet bzw. Stützpunkte im Innern der DDR“ 
(14.1.1984, BStU, ZA, AOP 6072/91, Bd. 3, Bl. 234).

Aus den Stasi-Akten erfuhren wir auch, wie uns die Stasi einschätzte. So 
z.B. in einem Vermerk am 7.8.1979 (Anhang 1).1

Unterschrieben von einem Major, einem Oberstleutnant und einem Ge-
neralmajor. Aus den Berufsrängen können Sie sehen, dass das Ministerium 
für Staatssicherheit militärisch geführt wurde. Die übliche Anrede lautete 
„Genosse Dienstrang Name“.

Das Ministerium für Staatssicherheit der DDR – kurz MfS, umgangs-
sprachlich Stasi genannt – war der Inlands- und Auslandsgeheimdienst 
der DDR und zugleich Ermittlungsbehörde für politische Straftaten. Als 
„Schild und Schwert der Partei“ war es das Unterdrückungs- und Überwa-
chungsinstrument der SED. Es wird geschätzt, dass 1989 – also zum Zeit-
punkt des Mauerfalls - etwa 91.000 hauptamtliche Mitarbeiter für das MfS 
beschäftigt waren. Seine Mitglieder waren fast ausnahmslos Mitglieder der 
SED. Zu den Hauptamtlichen kamen ca. 100.000 Inoffizielle Mitarbeiter, im 
allgemeinen Sprachgebrauch abgekürzt: IM. Sie nannten sich im offiziellen 
Sprachgebrauch „Kundschafter des Friedens“.

Zum Zeitpunkt des Zusammenbruchs der DDR gab es in der Bundesre-
publik Deutschland ca. 2.000 aktive MfS-Spione, dazu kamen ausgewählte 
Kader der K-Gruppen und der DKP. Jeder, der sich einsetzen ließ, hatte 
eine Verschwiegenheitserklärung abzugeben.

1	 Kopien einer Auswahl an Stasi-Akten über die IGFM und ihren Mitarbeiter  
	 Karl Hafen sind am Ende dieses Heftes wiedergegeben.
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In der DDR hatte man die Bürger einigermaßen im Griff, aber man wollte 
auch im Westen erreichen, dass das Regime wie eine Eins dasteht. Und so 
wurden auch auf  dem Gebiet der Bundesrepublik und in West-Berlin Spit-
zel eingesetzt, die Vereine, Kirchen, Parteien, Unternehmen wie Lufthansa, 
Bundesbahn, Versicherungen, sogar Gerichte jedweder Art auszuspionieren 
hatten, um Informationen über Personen zu gewinnen, die man später bei 
Bedarf  einsetzen könnte. Es wurden Telefone abgehört (Anhang 2) und 
Mitschnitte von 20 - 30 Wörtern angefertigt, um jederzeit Gespräche zu 
konkreten Personen zuordnen zu können. Es gab dafür besonders geschul-
te Hörspezialisten. In unserem Falle war das Dipl.-Sprechwissenschaftler 
Major Dr. Müller; erster Sachverständiger für kriminelle Akustik bei der 
Technischen Untersuchungsstelle der Staatssicherheit. Eine Sprechprobe 
von mir ist datiert auf  den 22.11.1988. Es wurden Geruchsproben ange-
fertigt, damit Spürhunde ggf. bei einem Grenzübertritt Überwachungsmaß-
nahmen einleiten konnten. Es wurde Post geöffnet, es verschwand Post. 
Vor allem aber erfand man Post, spielte sie Presseleuten und anderen zu, 
um gezielt Gerüchte in die Welt zu setzen oder vermeintlichen Feinden zu 
drohen, sie unter Druck zu setzen, zu verunsichern oder sie zu veranlassen, 
sich mit den Gerüchten so zu befassen, dass sie für ihre Kritik keine Zeit 
mehr haben sollten.

Das MfS hatte zur Verwirklichung dessen einen Maßnahmeplan (Anhän-
ge 3-4) entwickelt, der zielgerichtet alle Bereiche abdecken sollte, in der die 
IGFM tätig war. Dabei wurden Schauplätze aufgeschlossen, die uns heu-
te noch das Leben schwermachen, weil sie einfach nicht aus der Welt zu 
schaffen sind. Der Maßnahmeplan konnte nur verwirklicht werden durch 
einen ganzen Apparat von Mitarbeitern und Helfern: auf  der einen Seite 
die Führungskader im Ministerium, dann Offiziere mit Außendienstaufga-
ben zur Werbung von IMs (Informelle Mitarbeiter), GMs (Gesellschaftli-
che Mitarbeiter), IMBs (Informelle Mitarbeiter im besonderen Einsatz) 
und deren Führung. Diese Mitarbeiter wurden überall, besonders unter den 
K-Gruppen geworben. Aber auch in den Gefängnissen in der DDR warb 
man solche Agenten, die entweder unter Druck gesetzt worden waren, weil 
man angeblich die Frau verhaften oder das Kind wegnehmen wollte, oder 
bei Langzeitgefangenen durch Versprechen, bald in die Freiheit zu dürfen, 
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wofür man etwas erwarte. Und solche Leute wurden dann der Bundesregie-
rung bei den Freikaufgeschäften untergeschoben. Und darüber hinaus gab 
es noch die Schar der Beseelten aus dem Westen, die aus Überzeugung, aber 
auch für Geld Spitzeldienste übernahmen und beispielsweise Mitglied der 
IGFM oder der Parteien wurden, um interne Informationen zum Nachteil 
anderer weiterzugeben.

Ich bin in dieser Zeit einigen solcher tragischen Fälle begegnet, wie z.B.  
im Fall Dr. Rothenbächer und Dr. P. Warum ich den einen Namen nenne 
und den anderen nicht, hat einen Grund. Darauf  komme ich noch einmal 
zurück.

1978 wurden die politischen Gefangenen Dr. Rothenbächer und Dr. P. 
freigekauft. Beide waren Hals-, Nasen-, Ohrenärzte. Sie hatten sich in der 
Haft kennengelernt und angefreundet. Der eine praktizierte als Arzt am Kli-
nikum in Diez, der andere in Coburg. Beide ergötzten sich an der Freiheit 
und verstanden sie als Wettbewerb: Wer hat das schnellere Auto, das grö-
ßere Haus und so weiter. Der eine wurde der Pate der Kinder des anderen. 
Beide waren Mitglied der IGFM und engagierten sich. Und dann fiel die 
Mauer, die Archive öffneten sich, und es stellte sich heraus: Dr. P. war IM 
und war auf  unseren Verein angesetzt. Dr. Rothenbächer hatte eine Position 
nahe am Vorstand und so erfuhr die Staatssicherheit sehr früh von unse-
ren Plänen bezüglich DDR-Aktivitäten. Frau Dr. Carola P., die Ehefrau des 
Agenten, war auch Agentin. Sie hatte den Auftrag, den eigenen Ehemann 
zu bespitzeln, aber auch den Tagesablauf  von Dr. Rothenbächer über einen 
langen Zeitraum minutiös zu protokollieren. Aus den Akten ging dann her-
vor: Wenige Wochen vor der Wende hatte Frau Dr. P. soviel Material bereit 
gestellt, dass ihr Führungsoffizier in den Akten notierte: „Der Zeitpunkt 
der Liquidation ist gegeben.“ Der Fall der Mauer hatte Herrn Dr. Rothen-
bächer das Leben gerettet. Was geschah nun mit den beiden Ärzten in Co-
burg. Frau Dr. P. arbeitete bei der Stadt Coburg. Diese fühlte sich durch 
das geheime IM-Dasein von Frau Dr. P. betrogen und entließ sie. Ihr Mann 
verließ die Klinik und zog um. Als alle möglichen IMs jenseits von Mauer 
und Stacheldraht – in den neuen Bundesländern – entlassen worden waren, 
nicht aber in den alten Bundesländern, stellte Frau Dr. P. fest, dass man sie 
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nicht hätte entlassen dürfen, denn das Stasi-Bereinigungsgesetz kam nur auf  
dem Gebiet der DDR zur Entfaltung. Sie klagte gegen die Stadt, gewann, 
nahm den Verdienstausfall und eine hohe Abfindung. Ihren Namen darf  ich 
heute wegen Verjährung nicht nennen.

Zum Feind des MfS erklärt zu werden, hat einigen tatsächlich den Tod 
gebracht. Einige wurden im Auftrag des MfS aus West-Berlin entführt und 
verschwanden in den Lagern der Sowjetunion oder wurden ermordet. Eini-
ge kamen durch inszenierte Autounfälle ums Leben.

Ich kenne den Fall des Bernd Moldenhauer, eines ehemaligen politischen 
Gefangenen der DDR, der kurz nach seiner Entlassung aus der Haft 1976 
in die Dienste des BND trat. Ende der 70er Jahre stand er kurz vor der 
Aufdeckung eines hochrangigen Stasi-Offiziers. Er wurde bei Tübingen in 
eine Falle gelockt und ermordet. Beide – Opfer und Täter – waren – beide 
zur Tarnung - Mitglieder der IGFM. Bernd Moldenhauer hatte sich 1979 
gegenüber dem Vorstand der IGFM erklärt und wurde aus der IGFM aus-
geschlossen, weil sich unserer Meinung nach die Zusammenarbeit im Ge-
heimdienst und Menschenrechtsarbeit nicht miteinander vereinbaren las-
sen. Der andere, Ari F., war Mitglied unserer Arbeitsgruppe in Berlin. Weil 
man Ari F. eine Mordabsicht nicht nachweisen konnte, sondern schloss, 
dass es sich um einen von Ari F. verschuldeten Verkehrsunfall gehandelt 
hatte, wurde er wegen fahrlässiger Tötung zu zwei Jahren Haft verurteilt 
und nach eineinhalb Jahren Haft noch vor der Wende freigelassen. Nach 
der Wende wurden Absicht und Auftrag offensichtlich, da aber wegen des 
gleichen Verbrechens nicht zweimal bestraft werden kann, wurde kein neues 
Verfahren eingeleitet. Auch er erfreut sich der Verjährung und sein Name 
darf  nicht mehr im Zusammenhang mit seiner Agententätigkeit genannt 
werden.

Ich will mit diesem Beispiel nur verdeutlichen, dass es sich nicht um Indi-
anerspielchen handelte, sondern die Erklärung zum Feind den Auftrag der 
Liquidierung beinhaltete.

So erging es auch der IGFM.
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Die bisher bekannten Stasi-Akten über den Verein IGFM umfassen mehr 
als 100 Aktenordner. Hinzu kommen unzählige Seiten über Vereinsmitglie-
der, die selbst Gegenstand der Bespitzelung waren.

Für unsere Aufarbeitung wichtig sind vielleicht 20 - 30 Ordner, aus denen 
die systematische Bearbeitung hervorgeht. Diese Ordner sind hauptsächlich 
von der Abteilung Auslandsaufklärung angelegt worden. Sie wurden von 
hochrangigen Offizieren geführt und nicht selten steht am Rand der Ver-
merk des Stasi-Ministers Erich Mielke oder seines Stellvertreters Mittig. Or-
ganisiert waren sie als „Operative Vorgänge“, die sich wiederum in „Aktio-
nen“ und „Bewertungen“ unterteilten. Jede Aktion bestand aus zahlreichen 
Einzelaktionen, die nach Möglichkeit aufeinander aufbauen sollten und mit 
denen ein festes Ziel verfolgt wurde, nämlich die Zerstörung des Vereins.

Der Eingangssatz nahezu jedes einzelnen Auftrags lautete:

Zur weiteren Diskriminierung der IGFM wird vorgeschlagen ...

Die für uns bedeutendste Akte war die „Aktion Natter“, quasi eine An-
leitung zur Fälschung von Informationen im Namen der IGFM. Eine Fäl-
schung baut systematisch auf  die nächste auf, um langfristig ein Bild einer 
fragwürdigen Organisation aufzubauen. Sich sicher wähnend, dass die Ak-
ten niemals in die „falschen“ Hände gelangen könnten, gaben die Autoren 
klare Ziele vor: Die IGFM in Widerspruch zur Bundesregierung zu bringen, 
als Organisation zu charakterisieren, die rechte und nationalistische Positio-
nen vertritt, Unruhe unter den Mitgliedern und Förderern zu erzeugen und 
Aktionen auszulösen, die die IGFM zwingen könnten, sich mit sich selbst 
zu beschäftigen.

Zwölf  Anzeigen wegen Fälschungen hatte die IGFM bei der Staatsan-
waltschaft Frankfurt gestellt, alle wurden mangels Beweises eingestellt und 
spätestens nach dem fünften Mal wurden wir angesehen, als litten wir unter 
Verfolgungswahn.

Ich will das anhand von wenigen Beispielen verdeutlichen: z.B. eine Akti-
on anlässlich unseres Mitwirkens an der KSZE-Konferenz in Madrid (An-
hang 5); Ziel war die Schaffung eines zweifelhaften Rufs und Versuch der 
Ablenkung von den eigenen Aufgaben.
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Die IGFM hatte ein Flugblatt erstellt mit dem Titel: „DDR – Tausende 
wollen Freiheit und Menschenrechte“. Auf  der Rückseite wurde dann die 
Unfreiheit nähert erläutert. Das MfS produzierte eine Flugblatt „Großbri-
tannien: Tausende wollen Freiheit und Menschenrechte“; die Erläuterungen 
auf  der Rückseite waren eindeutig: Danach setzte sich die IGFM nicht für 
politische Gefangene, sondern für die Rechte von Homosexuellen in Groß-
britannien ein. Ziel der Aktion war, dass viele Homosexuelle die IGFM 
um Hilfe bitten sollten, um die Arbeit der IGFM zu stören und gleichzei-
tig für die weitere Diskriminierung zu benutzen. Als Adresse wurde ein 
zwielichtiges Hotel ausgesucht und das ganze noch untermauert durch ein 
Presserundschreiben, in dem darauf  hingewiesen wurde, dass derzeit viele 
Fälschungen im Umlauf  seien und nur diese Adresse gelte, man solle sich 
nicht verunsichern lassen.

Diese Aktion hatte keinen Erfolg. Unsere Präsenz war zu groß; wir waren 
zu aktiv.

Um solche Maßnahmen durchführen zu können, brauchte man Briefpa-
pier der IGFM. „Die „Original-Kopfbögen“ wurden nicht etwa gestohlen 
oder kopiert, sondern sie wurden „zur zielstrebigen Bekämpfung dieser 
Feindorganisation“ nachgedruckt (Anhang 6).

Nachhaltige Wirkung zeigte eine Aktion aus dem Jahr 1980, in der eine 
in Dresden wohnende Frau Marion P., ein angeworbener IM, sich in ei-
nem handschriftlichen Brief  (Anhang 7) an Bundeskanzler Helmut Schmidt 
wandte und sich später noch einmal bei dem damaligen innerdeutschen Mi-
nister Egon Franke darüber beklagte, dass ihr Mann wegen des Kontakts 
zur IGFM verhaftet worden sei. Egon Franke, dem die IGFM sowieso ein 
Dorn im Auge war, reagierte wie gewünscht: Er forderte die IGFM öffent-
lich auf, ihre Arbeit einzustellen. Es gab nach einer kleinen Anfrage des Ab-
geordneten Jäger sogar eine sehr hitzige Auseinandersetzung im Deutschen 
Bundestag, wo Minister Franke die IGFM „Freibeuter“ nannte. Nun bitte, 
wie mag wohl die Reaktion der Öffentlichkeit gewesen sein, als ein Minis-
ter die IGFM Freibeuter titulierte. Etliche Mitglieder traten aus, wir hatten 
einen politischen Skandal erster Güte. Die IGFM reagierte darauf  mit sehr 
viel Mut: wir veröffentlichten ein Plakat mit den Köpfen von 54 politischen 
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Gefangenen, darunter Langzeitgefangene mit über 15 Jahren Haft, und 
kündigten an, im kommenden Jahr seien sie frei, weil „Öffentlichkeitsarbeit 
hilft!“ In der Tat, die Bilanz des Folgejahres war beeindruckend: Von den 54 
politischen Gefangenen waren nur noch sechs in Haft, vor allem aber waren 
die Langzeitgefangenen frei.

Es gab Maßnahmen, um die Presse gegen die IGFM aufzubringen; es 
wurden Wahlprüfsteine verschickt, in denen die IGFM angeblich verlangt, 
dass nur solche Parteien zu wählen seien, die einerseits die IGFM finanziell 
fördern und andererseits nur solche gefördert werden, die wie die IGFM 
für Menschenrechte kämpfen. Welche Menschenrechte, wurde dann näher 
erläutert, und es konnte nach dem Lesen kein Zweifel daran bestehen: Die 
IGFM war weit nach rechts gerückt. Brachte diese Maßnahme bis auf  ein 
paar Zweifler keinen Erfolg, so war die nächste umso erfolgreicher.

Exakt auf  diesen Wahlprüfsteinen aufbauend, nämlich Unzufriedenheit 
mit der Politik nach der Wahl, ließ man einen angeblichen Internen Aktions-
plan anonym den GRÜNEN in Frankfurt zukommen, wo eine angebliche 
neugegründete Jugendgruppe der IGFM Gewalt ankündigt (Anhänge 8-9).

Beschriebene Maßnahmen (Zitat):
-	 Mahnwachen vor sowjetischen Einrichtungen (z.B. Aeroflot-Büro);
-	 Mahnwachen vor den Parteibüros der SPD und der GRÜNEN wegen 

ihrer Zusammenarbeit mit dem Osten und der stillschweigenden Duldung 
der Menschenrechtsverletzungen durch die östlichen Machthaber;

-	 eine „Aktion Heimkehr“, mit der wir unsere ausländischen Mitbürger an 
ihr Recht auf  Rückkehr in ihre Heimat erinnern wollen.

Das waren nur Ausschnitte aus einer Aktion namens Natter; es gab da eine 
ähnlich schwerwiegende Aktion mit Namen Konter, die alleine zur Störung 
des Verhältnisses der IGFM zur Presse aufgebaut war. Ich kann Ihnen 
versichern, dass westdeutsche Journalisten sich auf  Bestellung einladen 
ließen, Informationen in Ost-Berlin besprachen und mitnahmen, es ihren 
Chefs in Bonn und anderswo vorlegten und dann Artikel über die IGFM 
verfassten, die uns großen Schaden zufügten. Diese Aktionen wurden 
darüber hinaus kontrolliert und die Ergebnisse bewertet; alles sorgfältig 
festgehalten. Ich kann Ihnen ebenso versichern, dass einzelne Redakteure – 
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soweit sie jetzt nicht in Rente sind – lange nach der Wende bei angesehenen 
Zeitungen nahtlos weiterarbeiten konnten, obwohl man deren Versäumnisse 
kannte. Auch das Fernsehen wurde durch eigene Redakteure missbraucht.

Wer hat den Film „Die Frau vom Checkpoint Charlie“ – gespielt von Ve-
ronika Ferres – gesehen?

Diese Frau namens Jutta Gallus hatte einen Fluchtversuch unternommen, 
und dafür hatte man ihr die Kinder weggenommen. Sie wurde in den Wes-
ten freigekauft. Sie begann hier, für ihre Kinder zu kämpfen. Die Zeitschrift 
„Der Stern“ bemühte sich, Frau Gallus und die IGFM in schlechtem Licht 
dastehen zu lassen, als Mutter, die ihre Kinder vernachlässigt hatte. Der 
Redakteur erhielt dafür Genehmigungen, Interviews in der DDR zu führen, 
die die Position der DDR-Regierung bekräftigten. Der Stellvertretende Sta-
si-Minister Mittig stufte diese Aktion als so hoch ein, dass er der Abteilung, 
die uns „betreute“ anwies: „Alle anderen Vorhaben zurückstellen.“ (An-
hang 10). Der Stern-Artikel war so erfolgreich, dass man eine Lancierung 
des gleichen Vorgangs in Bild, Berliner Zeitung, RIAS und Morgenpost be-
schloss. Und schließlich interessierte sich auch ARD-Korrespondent Ro-
bert R. und der dpa-Korrespondent Hartmut J. dafür. Und so erschien eine 
mit der Stasi abgestimmte Moderation zu einem Filmbeitrag auch am 12. 
August 1985 in „Kontraste“.

Ich möchte nun aber mal zu dem kommen, worauf  Sie warten. Sie erwar-
ten deutlich zuviel. Das vorweg. Aber es bleibt doch etwas, nämlich, dass 
die Stasi überall in Deutschland Informationen einholte, Leute organisieren 
konnte und brave Bürger für ihre Zwecke einspannen konnte.

Ich war – das sage ich aus eigener Anschauung – nur ein kleines Licht in 
der IGFM damals. Aber für die Stasi-Leute nicht (Anhang 11). Meine Auf-
gabe war es von 1978 bis zur Wende, Leute zu motivieren, sich für Gefan-
gene und Verfolgte einzusetzen. Ich habe sie angeleitet, wie man Petitionen 
schreibt und sie begründet und habe Appelle verfasst; ich habe die Mitglie-
der der deutschen Sektion der IGFM in einem von mir geführten Netzwerk 
verbunden. Ich habe Demonstrationen und Mahnwachen organisiert und 
geleitet, und ich habe Ideen transportiert zu politischen Entscheidungsträ-
gern. Das wird mir besonders vorgeworfen.
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Ein wirkliches abschließendes Bild von mir gibt es nicht. Mein Name 
taucht als Mitarbeiter in vielen Aktenstücken auf. Schließlich aber fertigte 
man eine Handakte an (Anhänge 12-17). Diese Handakte wurde jährlich 
fortgeschrieben, mal was eingefügt, mal was ausgeschnitten. Ich habe Ihnen 
einen Auszug aus dem Jahr 1988 mitgebracht und sie werden feststellen: 
Überhaupt nicht spektakulär, aber darum ging es den Autoren nicht. Sie 
selbst standen unter Erfolgsdruck und schrieben so manches Literarisches, 
was ihrer Meinung nach aber so hätte sein können. Und wichtig war eben 
auch, vorgeben zu können, nie den Kontakt verloren zu haben und eine 
ganzheitliche „Betreuung“ nachweisen zu können, außerdem die Person 
als wichtig hinzustellen, weil es die Autoren damit selbst hebt. Nach dem 
Motto: Wir sind es, die einen wichtigen Fisch an der Angel haben, also bitte 
nehmt auch uns wichtig.

Und so kommen wir dann auch nach Unkel. Irgendwie wollte man wissen, 
woher ich komme und wer ich war und dazu gehörte die Durchleuchtung 
des gesamten Umfeldes: aktuelle Nachbarn in Frankfurt und Abgleich mit 
anderen Archiven, ob dort ein Name dabei ist, den man in anderem Zusam-
menhang kennt oder den man vielleicht Herrn Hafen „zuführen“ könnte, 
um durch ihn an weitere Informationen zu kommen. Aber der Hafen hat 
eben auch eine Herkunft und eine Vergangenheit vor der IGFM. Und so 
gehörte es zu den Aufgaben dieser Stasi-Leute, sicherzustellen, dass ich der 
bin, über den sie schreiben (Anhang 18). Man hatte nämlich festgestellt, 
dass es noch einen Karl Hafen gab, und dieser hatte DDR-Kontakt. Dieser 
Karl Hafen war mein Vater, der einen Kriegskameraden in Magdeburg und 
Schriftverkehr mit ihm hatte. Also wurde das gleiche Erkundungsmuster 
über die Kontakte in Unkel gezogen. Erst die Familie, dann die Nachbarn. 
Und so kommen dann die Namen Unkeler Bürger in Stasi-Archive (Anhang 
19).

Beschafft wurden solche Informationen über offizielle Kanäle. Zuerst 
schaute man in allgemein zugängliche Telefonverzeichnisse, dann sicher-
te man das ab durch Anfragen beim Einwohnermeldeamt. Das ging recht 
unkompliziert, denn amtliche Anfragen wecken in uns immer noch preus-
sisches Pflichtgefühl. Und wo es in die Tiefe gehen musste, weil man sich 
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eines Vornamens wegen des Rufnamens nicht sicher war, da erfand man 
eine in Aussicht stehende Erbschaft, wegen der man sich der Person absolut 
sicher sein müsste. Und glauben Sie mir: Je weiter ein Ort von der DDR-
Grenze entfernt war, desto sicher konnte man sein, dass die Anfrage auf  
dem Wege der Amtshilfe sorgfältigst beantwortet wurde.

Das ist eigentlich die ganze Geschichte. Für Unkel nicht spektakulär, 
aber insgesamt ein Hinweis darauf, wie geheime Dienste eine Feindperson 
durchleuchten, um sie auf  den Kopf  zu stellen, zu verunsichern und im 
besten Falle umzudrehen.

Abschluss:

Ein ehemaliger politischer Häftling, Mitglied der Riesaer Friedensbeweg-
ten, evangelischer Christ, frug mich vor ein paar Jahren: Wofür bin ich ins 
Gefängnis gegangen? Wofür habe ich meine Freiheit aufs Spiel gesetzt? Er 
musste einen doppelten Frust ertragen: Sein ehemaliger Chef, der ihn de-
nunziert hatte, hatte die Firma gekauft, in der er in Stuttgart als Ingenieur 
untergekommen war und entließ ihn.

Viele Tausend Stasi-Zuträger in der DDR haben in ihren Augen bitter 
bezahlt. Eine Gruppe hat bisher nicht bezahlt: Das sind die Agenten hier 
im Westen, wohlsituierte Bundesbürger, die das Leben, die Familie und die 
Freiheit anderer zerstört haben. Es hat nur eine Aufarbeitung Ost gegeben, 
aber es muss auch eine Aufarbeitung West geben.

Vor ein paar Jahren wurde bekannt, dass der Stellvertretende Vorsitzende 
der Gewerkschaft der Bundespolizei früher Offizier der Grenztruppen war, 
die Schuld am Tod des letzten DDR-Mauertoten, des 20jährigen Christian 
Geuffroy, waren und seine Familie wochenlang über das Schicksal des Soh-
nes im Unklaren ließen. Wir haben damals dafür gekämpft, dass der Leich-
nam des Jungen endlich zur Beerdigung freigegeben wurde und die Familie 
seines Freundes Christian Gaudian endlich etwas über ihren Sohn erführen. 
Er war nämlich durch Schüsse schwer verletzt worden. Dieser Oberste Po-
lizist klagte dagegen, dass sein Name öffentlich genannt wurde und bekam 
Recht. Er wurde nicht entlassen, er wurde noch nicht einmal versetzt.
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Ich habe bei einer solchen Veranstaltung wie diese hier öffentlich seine 
Entlassung gefordert und dabei seinen Namen genannt und das durch eine 
Pressemitteilung untermauert. Diese wurde auf  unserer Webseite veröffent-
licht. Das hat mir ein Bußgeld in Höhe von 1.200 € eingebracht und eine 
Haftandrohung für den Wiederholungsfall. Ich habe daraufhin veranlasst, 
dass die Pressemitteilung auf  unserer Webseite gelöscht wurde. Was ich 
nicht wusste, war, dass trotz Löschung immer noch eine Spur zu dem Text 
führte und sein Anwalt über diese Spur den Text noch nach einem halben 
Jahr rekonstruieren konnte. Wegen offensichtlicher Uneinsichtigkeit wurde 
ich zu weiteren 1.800 €, die direkt an ihn zu zahlen waren, erneut verurteilt. 
In Haft musste ich nicht, weil ich die Anweisung zur Löschung nachweisen 
konnte.

Selbst wenn sie heute nicht mehr strafrechtlich belangt werden können, 
ihre Agententätigkeit muss aufgeklärt werden. Es ist notwendig, dass die 
Gauckbehörde nicht nur in Erfurt, Leipzig, Berlin und Rostock tätig ist, 
sondern auch in Bonn, Frankfurt, in Düsseldorf, in Hannover, Hamburg 
und Kiel. Es waren nicht nur Eigenleistungen der Stasi und der Volkspo-
lizei, dass Menschen im Osten inhaftiert wurden, sondern es waren auch 
Informanten, die sich und ihre Informationen an die Stasi verkauften. Diese 
2.000 West-Agenten dürfen nicht später ihre Memoiren schreiben und sich 
über die Einfalt der westdeutschen Besserwessis und Gutmenschen herab-
lassend äußern.

Und es gibt noch eine andere Ungerechtigkeit: Den ehemaligen poli-
tischen Gefangenen geht es ungleich schlechter als denen, die sie in die 
Gefängnisse gebracht haben. Ihnen fehlen z.B. Rentenjahre, während die 
Stasi-Offiziere sich zusammengetan und eine Klage vor dem UN-Men-
schenrechtsaussschuss eingereicht haben, wonach sie ihre Dienstzeiten an-
erkannt und ihre Sonderrenten haben wollten. Sie haben gesagt, dass sie 
wie die Beamten  des Bundesnachrichtendienstes behandelt werden wollen 
und es faktisch keinen Unterschied gebe. Und deshalb gibt es eben gutsitu-
ierte Stasi-Offiziere und schlecht verrentete Stasiopfer, die jetzt eine kleine 
Entschädigung – die Opfer- oder Ehrenrente – erhalten können, wenn sie 
die Bedingungen dafür erfüllen. Man müsste nach diesen Vorbereitern der 
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Freiheit der Deutschen im Osten wenigstens eine Straße benennen, aber 
Thälmann-Straße bleibt Thälmann-Straße, und Marx und Engels sind auch 
bei uns weiterhin beliebte Straßennamen. Und eines kann ich Ihnen versi-
chern, wer als ehemaliger politischer Gefangener wieder in den Osten zu-
rückgekehrt ist, erlebt heute wie gestern Ausgrenzung und spürt die alten 
Seilschaften. Sie leben noch, darum muss aufgeklärt werden.

Die IGFM betreut weiterhin aus politischen und religiösen Gründen Ver-
folgte und Gefangene, auch in sozialistischen und kommunistischen Staa-
ten. Wir müssen damit leben, dass es sich diktatorische Regierungen nicht 
gefallen lassen, dass man über sie urteilt. Die DDR war so ein Staat. Sie hat 
die IGFM 1977 zum Staatsfeind erklärt. Die DDR ist untergegangen, die 
IGFM nicht. Das können einige heute noch nicht überwinden.

Haben diese Angriffe ein Ende? Erwarten wir neue Angriffe? – Das kann 
man nicht ausschließen, denn unser heutiger Schwerpunkt ist die Beobach-
tung der Religionsfreiheit und im Mittelpunkt steht die Lage der Christen in 
diesen Ländern. Indem wir Gleichberechtigung für Frauen und Nichtmusli-
me fordern, fühlen strenggläubige Muslime ihre Religion Islam verletzt und 
beleidigt. Ich bin sicher, dass diese Arbeit irgendwann spürbare Konsequen-
zen nach sich ziehen wird.

Karl Hafen

---------------------------------------
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